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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.10.2004 

Geschäftszahl 

2000/14/0114 

Rechtssatz 

Gemäß § 101 Abs. 3 BAO gilt die Zustellung einer einzigen Ausfertigung eines Feststellungsbescheides nur 
dann als Zustellung an alle Mitglieder der Personenvereinigung, wenn auf diese Rechtsfolge in der Ausfertigung 
hingewiesen wird. Dies bedeutet, dass der Feststellungsbescheid nicht nur gegenüber der 
Zweitbeschwerdeführerin nicht wirksam erlassen wird, sondern auch nicht gegenüber dem Erstbeschwerdeführer 
als Bescheidadressaten, weil in einem solchen Fall der Bescheid überhaupt nicht wirksam wird. 


